
Bundessozialgericht

_ 9 RV 64/77 —

I m N a m e n d e s V 0 l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Kläger und Revisionsbeklagter,

Prozeßbevollmächtigtez...........................
..... °

g e g e n

e......uuco ...... ....oooooooooooooouoo'ooono ..... ...aoum

Beklagter und Revisionskläger,

beigeladengoolo......0.0.00......o■o■ooolouoooo0.000.000

Der 9. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne mündliche

Verhandlung am 6. Dezember W978 für Recht erkannt:

4) Das Urteil des Bayerischen Landessozialgerichts vom

28. Juli 3977 zu Ziffer 1) wird dahin geändert, daß

die Berufung des Klägers gegen das Urteil des Sozial—

gerichts München vom 43. Februar 1975 — S 26 V 938/72
Izurückgewiesen wird.

2) Die Kostenentscheidung des Landessozialgerichts wird
dahin geändert, daß außergerichtliche Kosten in allen

Rechtszügen nicht zu erstatten sind.
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Die Beteiligten streiten darüber, ob in den Schädigunge—

folgen des Klägers eine wesentliche Änderung 18 des 5 62

Abs 1 Satz 1 Bundesversorgungsgesetz (BVG) eingetreten

ist. '

Mit dem Ausführungsbescheid vom 25. Oktober 1958 wurden

bei dem Kläger ein Trommelfelldefekt und Mittelohrschwer-

hörigkeit links sowie eine anacide Gastritis als Schädi-

gungsfolgen anerkannt und die Minderung der Erierbsfähig-

keit (MdB) auf 50 % festgestellt.

Mit dem Neufeststellungsbescheid vom 25. Juli 1961 wurde

auf Antrag des Klägers als Schädigungsfolgen eine nicht
ausgeheilte Radika10perationshöhle mit hochgradiger Schwer-

hörigkeit links und eine anacide Gastritis mit einer NdE

um 40 vH anerkannt. Dieser Feststellung legen ein ohren-

fachärztliches Zusatzgutachten und ein internistisches

Gutachten der versorgungsärztlichen Untersuchungsstelle

zugrunde. Auf otologischem und auf internistischem Fach-

gebiet wurden von den Sachverständigen jeweils eine
Einzel-MdB um 25 vH angesetzt und eine Gesamt—MdB um -
40 vH angenommen.

Den Antrag des Klägers vom 12. Mai 1971 auf Neufeststellung

des Versorgungsanspruches lehnte der Beklagte mit Bescheid

vom 8. März 1972 ab, weil sich ein unveränderter Befund
nach Radikaloperation des linken Ohres mit hochgradiger

Schalleitungsschwerhörigkeit ergeben habe und ein Zusammen-

hang des Gelenkrheumaleidens des Klägers mit Schädigunge-

folgen unwahrscheinlich sei.
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Widerspruch und Klage blieben erfolglos (Widerspruchsbesoheid

vom 6. Oktober 972, SozialgerichtsmUrteil uSG» vom 45; Februar

1975 — S 26 V 958/72). Auf die Berufung des Klägers hat das

Bayerische handessozialgericht (LSG) den Beklagten verurteilt‚

dem Kläger vom “. November 4972 an die einer MdE um 50 vH ent—

sprechende Rente zu gewähren" Im übrigen hat es die Berufung

zurückgewiesen; Der Befund am gesohädigtén linken Uhr des Klägers

habe sich verschlechtert, 4964 habe er Umgangssprache noch auf

0,6 m Entfernung verstehen können, während nunmehr die Schwerw

hörigkeit links an Taubheit grenze; Die MdE auf ohrenärztlichem
Gebiet erhöhe sich dadurch von 25 auf 50 vH. Dies ergehe sich

aus dem vom LSG eingeholten Gutachten des Prof Dr. L—

und dem Gutachten des Dr. G .
Eine Bewertung der MdE mit 55

bis 40 %, wie sie Dr; Ha vorgenommen habe; erscheine demgegenw

über zu hoch. Das LSG hat weiter ausgeführt, zwar erscheine

regelmäßig nur eine Änderung der MdE um wenigstens 10 vH als
wesentlich iS des @ 62 BVG‚ Davon gehe auch die Verwaltungsvor—

schrift Nr 5 zu 5 62 BVG aus. llerdinge kenne diese Vorschrift

eine Ausnahme dann$ wenn die Änderung dazu führe, daß die MdE

25 vH erreiche oder unter diesen Vomhundertsatz sinke° Damit

stände sie im Widerspruch zu mehreren Entscheidungen des Bund es

sozialgeriohts (BSG) vom 2. März 497” auf dem Geoiet der gesetz-

lichen Unfallversioherung (ZB BSGE 323 245). Bei den Änderungen

der Verwaltungsvorsohriften am 25, Apr■ '1975 sei eine Folge ung

aus diesen Entscheidungen des BSG nicht gezogen werden; daraus

sei zu schließen? daß der Bundesminister für Arbeit und Soziale

ordnung an der in der Verwaltungsvorschrift Nr 3 Satz 4 zu € 62

BVG enthaltenen Ausnahmeregelung festhalten wolle. Da aber im

Einzelfall für den Beschädigten wie auch für den Fiskus die
Schwerbeschädigteneigenschaft von u1gleich größerer Bedeutu„ö

sein könne als die Gewährung der Mindestrente.9 gehe das LSG

davon aus, daß in der Kriegsopfervereorgung eine Änderung des

Grades der MdB um 5 vH auch dann wesentlich sein wenn die SchWeru

beschädigteneigens chaft des Versorgungs berechtigten von diese;

Neufeststellung abhänge„

„
LL
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Weiter führt das LSG aus‚ da nach 5 62 Abs 4 BVG der Anspruch

"entsprechend“ der Änderung neu festzustellen sei9 erhöhe sich

vorliegend die Gesamt-MdB von AO auf #5 vH mit der Folge? daß

der Kläger Ansprueh e1£ .Rente nach einer MdB um 50 vH habe‚

Die Ansicht des Vereergungsarztee Dre C '‚ durch die Ver«

schlechterung d.es Gehörsehadens sei eine Erhöhung der bis-

herigen GesamthdE von &0 vH nicht veranlaßta verkenne die

rechtlichen Gegebenheiten, Das LSG hat die Revision zugelas—

sen‚ soweit das Nr eil den Anspruch auf höhere Rente wegen

wesentlicher Änd.erung deer Verhälm se betrifftw

Der Beklagte hat Revision eingelegte Er beanetandet unrichw

tige Anwendung des materiellen Rechts und rügt die verletzung

des 5 62 Abs @ BVGQ Zum einen habe das LSG nicht? ohne die
ärztliche Meinung zu dem Gesamtleidenezuetand des Klägers

einzuholen$ einfach davnn ausgehen können9 daß sich die Ge»

samtn■dE von 40 auf #5 vH erhöht habe% weil sich das Ohrenm

leiden von bisher 25 vH auf 50 vH verschlimmert habe° Eine

einfache Addit len um 5 vll der bisherigen Geeamt«MdE sei nicht

möglich@ hie Erhöhung der Geeemtu■dE könne nicht ale eine

reine Rechtsfrage angesehen werden. Sie bedürfe einer zusätz=

lichen medizinischen Feetetellungw

Ferner könnte auch die Begründung, die das LSG für die Ent—

scheidung gegeben habe; eine Abweichung des MdE«Gredes von‘
5 vH sei bereits ei ne wesentliche Änderung 16 *nn @ 62 BVG‚

nicht überzeugen„ Aus der in der Verwaltungevorschrift Nr 5

Satz 4 z‘ % 62 BVG enthaltenen Ausnahmeregelung hinsichtlich

der Gewährun_ ven Mirdestrenten (MdE um 25 VB} und dem Umm

stand‚ daß diese »%mchriiten bei d.er 1.etzten Neufa.esung

nicht geändert werd en. seien, dürfe nicht der Schluß gezogen
werden“ daß eti l.l.e bw e=igend eine zusätzliche Äuenehmerege—

lung zugeless;en werde ‚Molltea Auch der Hinweis des LSG auf

5 448 Nr 5 Sezialgerichtsgesertz (SCeG) be age nichts hineicht-

lich einer wesentlichen Änd.erung iSd es @ 6” BW
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Der Beklagte beantragt(,

das Urteil des Bayerischen Landessozialgerichts vom
28, Juli 4977 aufzuheben, soweit der Beklagte unter

Ziffer 1) des Urteils verurteilt wurde9 dem Kläger

ab 4° November 4972 Rente nach einer MdE um 50 % zu
gewähren und die Berufung gegen das Urteil des

Sozialgerichts München vom 15@ Februar 4975 _
S 26 V 958/72 @ in vollem Umfang zurückzuweisen‚
hilfsweise9

das Urteil des Bayerischen Landessozialgerichts

aufzuheben und die Sache zur erneuten Verhandlung

und Entscheidung an das Gericht zurückzuverweisen°

Die beigeladene Bundesrepublik Deutschland hat sich nicht gem

äußerte

Der Kläger beantragt Zurückweisung der Revision„ Er meint, jedene

falls im Ergebnis könne auch ohne Vorliegen einer ärztlichen9 den

Gesamt=MdE—Grad umfassenden Stellungnahme die Änderung auf einem

medizinischen Teilgebiet zum Anlaß der Bezugnahme auf den Gesamte

leidenszustand genommen werden° Auch sei eine Änderung der

MdE um 5 % schon als wesentlich anzuerkennen9 wenn zB bei der Bas

wertung der MdE die Gewährung der Grundrente bzw einer Anerkenm

nung der Schwerbeschädigteneigenschaft davon abhängig sei„ Der

Kläger verweist dazu auf die Entscheidung des BSG vom 21, Mai

1967 _ 2 RU 81/64 —„ Die Entscheidungen des 20 Senats des BSG

vom 2. März 1971 (2 RU 59/70, 2 RU 486/68, 2 EU 500/68) könnten

seine Auffassung nicht überzeugend widerlegeno

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung durch Urteil

ohne mündliche Verhandlung einverstanden erklärt.

II

Die zulässige Revision des Beklagten ist begründeto
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Das SG hat zu Recht die Klage gegen die Ablehnung eines Neu-

feststellungsbescheides wegen einer wesentlichen Verschlimme-

rung des Gehörleidens des Klägers abgewiesenw Die demgegenüber

vom LSG vertretene Auffassung? daß bereits eine Verschlimmerung

des Gehörleidens um 5 % als eine wesentliche Änderung iS des

@ 62 Abs 1 Satz 4 BVG wegen des damit einhergehenden Eintritts

der Schwerbeschädigteneigenschaft anzusehen sei\) ist unrichtig;

Der Senat hat bereits in seinem Urteil vom 25. November 1977

(9 RV 84/76 = SozR 5100 5 62 Nr 44) im Anschluß an die Entschei—

dungen des BSG vom 29 März 4974 (2 RU 59/70 = BSGE 529 245 und

2 RU 500/68) ausgesprochen? daß eine Änderung der MdB nur dann

wesentlich iS von 5 62 Abs 1 Satz 4 BVG ist? wenn sie mehr als

5 % beträgt° Er sieht sich durch die Argumentation des LSG und
des Klägers nicht veranlaßt$ von seiner Rechtsprechung abzu-

weicheno

Das LSG hat für das BSG bindend festgestellt (@ i65 SGG)9 daß
in dem Leidenszustand des Klägers eine Verschlimmerung auf

otologischem Gebiet eingetreten ist und deshalb der in dem

früheren Gutachten vom 509 Mai 4964 hierfür angenommene Vom-

hundertsatz der MdB von 25 auf 50 zu erhöhen ist„

Es kann dahinstehen, ob das LSG berechtigt war(} ohne Hinzu-

ziehung eines ärztlichen Sachverständigen aus diesem Umstand

zugleich zu folgern9 daß auch die GesamtuMdE des Klägers sich

von 40 auf 45 % erhöht habe. Das Urteil des LSG ist vielmehr

schon aus dem Grunde abzuändern, weil es von der falschen

Rechtsauffassung ausgegangen ist3 eine Erhöhung der Gesamt»

MdE von 40 auf 45 % sei eine wesentliche Änderung iS des

5 62 Abs 1 Satz 4 BVG. Zwar geht das LSG in Übereinstimmung

mit der Rechtsprechung des BSG und der Verwaltungsvorschrift

Nr 3 zu 5 62 BVG davon aus? daß grundsätzlich eine wesent»

liche Änderung der MdE nur dann vorliegt, wenn sie wenigstens

10 vH beträgti Das LSG meint jedoch9 weil in dieser Verwal—

tungsvorschrift eine Ausnahme eingeräumt sei9 wenn eine ge—
ringere Änderung dazu führe9 daß eine MdE von 25 vH erreicht

-'7...
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oder unterschritten werde9 müsse bei der Erreichung der Sehwen=

beschädigteneigensehejt ebenfalls eine Ausnahme gemacht werden?

weil 11 Einzelfall die Sehwérbeséhäd1gteneigenschaft ven ungleich
größerer Bedeutung sein könne9:ä1e die Gewährung der M1ndeet»

rente„

Abgesehen devon9 deß_derierkennende Senat in ee1nem Urteil vem

255 NeVember 4977 bere1te der in der Verwe1tungsvorechrift ver=

tretenen Meinung entgegengebéeten iet9 daß eine Entwicklung des
Gesundhe1tsbefundee9'eubhäwenn sie von geringsten Gewicht ee19

state beäehtlieh ee19 wenn
dädür©h die Erwerbsbee1n.trächtigung

25 vH erreiche oder wenn'ä1eee Seheäenequete untereehr1tten werde9

vermag .euch der Hinweis darauf9 daß diese Verwaltungsvorschrift

bei den Änderung em25® Apr11.4975 (Bundesanzeiger Nr 85 vom
6 Ma1.49759 Bundesveréorgungeb1att 4975 S 64.) unverändert gew
blieben 19t9 nicht zu.uberzeugena Zwar hat der Bundesm1n1ster

an seiner Meinung nach festgehalten9 däß ee be1 der Ausnahme für

d1e„MdEwGrenze von 25 VEentgegen den Entscheidungen des BSG.zum
Unfällrecht verbleiben‘so1lel'Daraus vermag jedech'für den vera
liegenden Fa11 nichte herge1e1tet zu werden@ Denn hier geht es

n1.eht um die 25%»Grenze9- eönäern um die Erreichung der Sehwexw
.beschäéigteneigeneeheft„ Gerade 'fur diese Grenze hat auch d1e

Verwaltungevorechr1ft 1n.1hrer'Änderung keine Ausnahme zuge1eew
sen9 obw0h1 die Verwe1bungäVefeehrift 1n der Fassung vom 2591pr11

4975 in'der Nr 5 e1e'Setz 2 eine Auenehmerege1nng fur d.1e—

Schwerstbesched1gtenenlege nach 5 54 .Abe 5 BVG 'e1ngeführt he...

Unabhängig devon9 daß e11geme1.n Verwaltungevereehr1ften weder

Rechtsnormen9d1e für die r1eh.ter11ehe Enteehe1dung r1ehtungn

send. wären9 noeh euter1tat1ve Geeetzeelnterpretet1enen zu entw

nehmen Sind (vg1 Urte11 vom 250 Nevember 4977 m1t weiteren Nee.hw

weisen}9 ergeben 's1ch dehen' sehen ne.eh Gen üb11ehen Aue1égunge=

rege1n e■heb1iehe Bedenken g'egen die Argumentation des LSG9

Ebeneewen1g
w1rd dee

Unte11
dee LSG durch ä1e

Verwe■eung
auf Gen

Kommentar von Sch.1ebké_1 5 Auf1. 497/ Bd 2 5 62 S 482 (5) ge“
stützt9 denn auch Seh'1eeke1. e'e.gt in diesem Kem■entar9 45 Ergän»
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zungslieferung % 62 S 482 (639 daß die Urteile des BSG vom
2, März 1974 zur Unfallversicherung auch in der Kriegsopfer=

versorgung zur Überprüfung der entsprechenden Rechtsprechung

anregen sollten„

Ferner ist der Hinweis auf @ iü8 Nr 5 SGG nicht geeignet?

die Rechtsmeinung des LSG überzeugend darzutung Dieser

Hinweis stützt lediglich den Ausgangspunkt des LSG„ daß

im Einzelfall die Schwerbeschädigteneigenschaft vun großer

Bedeutung sein k0nnei Sie besagt aber nichte zu der Probleu

matik, die bei der genauen Bemeesung der MdE in kleinsten

Einheiten entsteht9 denn die MdE läßt sich nur überschlägig

und umständlich umschreihen oder sinnhildlich in einer

Verhältniszahl ausdrücken (vgl Urteil vom 25‚ Nevemher 4977)@

Schließlich ist auch der Hinweie des Klägers auf die Ent—

scheidung des BSG vom öl„ Mai l967 » 2 TU 84/64 : SozR

Nr 15 zu % 608 Reichsversicherungecrdnung (BVD) aF @

erfolglos@ Denn gerade diese Entscheidung sowie eine ähn=

liche vom 280 Juli 396? w 2 EU 93/58 : Scz■ Nr 8 zu
5 608 EVO aF m sind durch die Enhecheidung ESGE 529 2@5

vom 2„ Senat aufgegeben werden„

Nach alledem war entsprechend dem Erkenntnis des SG in

der Sache zu entscheiden und die Eeruiung in vullem Umfang
\.

zurückzuweisenw
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Die Kostenentrscheidung folgt aus 5% "1839 495 Abs ’1 SGG.
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